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Dr. Wolf Hunold, Neuß

Den „Bewerber im Sack“ einstellen?

E s besteht Einverst�ndnis dar�ber, dass
von den in § 1 AGG gesch�tzten Merk-

malen das Merkmal „Alter“ speziell im ar-
beitsrechtsrechtlichen Zusammenhang (§ 7
Abs. 1 AGG) – schon bei der Personalgewin-
nung – praxisrelevant werden wird, zumal
insoweit – anders als bei den Merkmalen
„Geschlecht“ und „Behinderung“ – keine
Rechtspraxis vorhanden ist. Die verbreitet
gegebene Empfehlung, tunlichst auf Alters-
angaben in Stellenausschreibungen und auf
die Angabe des Geburtsdatums im Personal-
fragebogen zu verzichten und auch sonst
nicht nach dem Alter eines Bewerbers zu fra-
gen, ist daher grunds�tzlich vern�nftig. Das
kann von bestimmten Empfehlungen, die –
u.a. von Anw�lten – auf den �beraus zahl-
reichen Veranstaltungen zum AGG gegeben
werden, die jetzt allenthalben stattfinden,
leider nicht mehr gesagt werden.

Relativ harmlos ist noch folgender Punkt:
In Ausbildungs- und Arbeitszeugnissen ist
regelm�ßig das Geburtsdatum des Betref-
fenden angegeben. Hierzu empfehlen man-
che Anw�lte, in der Ausschreibung den Be-
werber zu bitten, keine Unterlagen einzurei-
chen, die das Geburtsdatum enthalten. Bei
Missachtung sollten die Unterlagen dem Be-
werber zur�ckgesandt werden mit der Bitte
um erneute Bewerbung ohne Hinweis auf
das Geburtsdatum. Das erscheint als �ber-
triebene Vorsicht. Es ist ein Unterschied, ob
der Arbeitgeber das Alter thematisiert oder
der Bewerber es ungefragt angegeben hat.
Außerdem: Wenn der Bewerber zun�chst
Unterlagen mit Geburtsdatum einreicht,
kennt der Arbeitgeber dieses. Daran �ndern
die R�cksendung und die erneute Bewer-
bung, dieses Mal mit Unterlagen ohne Ge-
burtsdatum, nichts mehr.

Es geht aber noch weiter. Auch ohne Kennt-
nis des Geburtsdatums eines Bewerbers las-
sen sich R�ckschl�sse auf sein (ungef�hres)
Alter aus Angaben zur Dauer einer Ausbil-
dung und der bisherigen Arbeitsverh�lt-
nisse in Ausbildungs- und Arbeitszeugnis-
sen ziehen. Muss daher auf diese Daten auch
verzichtet werden? Ein Blick in das AGG
spricht dagegen. Nach § 8 Abs. 1 AGG ist
eine unterschiedliche Behandlung wegen
eines in § 1 AGG genannten Grundes zul�s-
sig, wenn dieser Grund wegen der Art der

auszu�benden T�tigkeit oder der Bedingun-
gen ihrer Aus�bung eine wesentliche und
entscheidende berufliche Anforderung dar-
stellt, sofern der Zweck rechtm�ßig und die
Anforderung angemessen ist. Das ist der all-
gemeine Grundsatz. Noch konkreter regelt
§ 10 AGG, dass ungeachtet des § 8 AGG eine
unterschiedliche Behandlung wegen des Al-
ters auch zul�ssig ist, wenn sie objektiv und
angemessen und durch ein legitimes Ziel ge-
rechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung
dieses Ziels m�ssen angemessen und erfor-
derlich sein und k�nnen insbesondere Fol-
gendes einschließen: „… 2. Die Festlegung
von Mindestanforderungen an das Alter,
die Berufserfahrung oder das Dienstalter f�r
den Zugang zur Besch�ftigung oder f�r be-
stimmte mit der Besch�ftigung verbundene
Vorteile…“.

F�r die Personalpraxis ist das t�gliches Brot.
H�ufig – vor allem bei anspruchsvolleren
Stellen – geh�rt zum Anforderungsprofil

eine praktische Berufserfahrung bestimmter
Art und bestimmter Dauer. Um insoweit die
Eignung eines Bewerbers pr�fen zu k�nnen,
m�ssen entsprechende Ist-Daten vorliegen,
also die exakte Dauer und die zeitliche Lage
(Beginn und Ende) entsprechender Besch�f-
tigungsverh�ltnisse, die auch zu Punkten
nach einer Auswahlrichtlinie gem. § 95
BetrVG f�hren. Es ist ein erheblicher Unter-
schied, ob ein Bewerber �ber f�r die Stelle
notwendige Berufserfahrung von einem
oder von zehn Jahren verf�gt. Auch tarifli-
che Eingruppierungsregeln bis hin zu den in
der Umsetzungsphase befindlichen ERA in
der Metallindustrie verlangen f�r die Ein-
gruppierung in eine bestimmte Entgelt-
gruppe h�ufig eine einschl�gige Berufser-
fahrung bestimmter Dauer.

Es spricht alles daf�r, dass der Arbeitgeber
nach wie vor ein berechtigtes Interesse an
vollst�ndigen und zutreffenden Informatio-
nen �ber Ausbildungsdauer und Dauer von
Arbeitsverh�ltnissen hat (s. auch LAG K�ln,
19. 11. 1995, NZA-RR 1996, 403). Anders ist
eine objektive und ausreichend fundierte
Auswahl nicht m�glich.

Und dennoch: Von denjenigen, die den Ver-
zicht auf die Kenntnis des genauen Alters
(Geburtsdatum) empfehlen, wird gleichzei-
tig der Verzicht auf Angaben �ber Ausbil-
dungszeitr�ume und Berufserfahrung und
damit letztlich der Verzicht auf Zeugnisse
empfohlen. Stattdessen soll der Bewerber
gefragt werden, ob er in der Lage sei, die be-
schriebene Stelle auszuf�llen.

M�glicherweise haben hier Erfahrungen
aus den USA eine Rolle gespielt, wo es offen-
bar verbreitete Praxis ist, zun�chst auf die
m�ndlichen Angaben des Bewerbers zu ver-
trauen und den Arbeitsvertrag unter der auf-
schiebenden Bedingung abzuschließen,
dass der Bewerber (wann?) die Originalzeug-
nisse vorlegt. Das erscheint aber einmal un-
praktikabel (was soll, wenn sich das hin-
zieht, mit anderen interessanten Bewerbern
so lange geschehen?) und ist zudem mit
dem Verfahren der BR-Beteiligung nach
§ 99 BetrVG nicht in Einklang zu bringen.

Auch der Wunsch, Arbeitgeber vor m�gli-
chen Risiken zu warnen, legt die Empfeh-
lung m.E. nicht zwingend nahe. Eher sehe
ich die Gefahr, dass eine derart enge Inter-
pretation von Arbeitgeberinteressen bei der
Stellenbesetzung durch Anw�lte, die (ei-
gentlich) eher der Arbeitgeberseite nahe
stehen, die Rechtsprechung beeinflussen
wird. Von Anw�lten wird nicht selten „vor-
auseilender Gehorsam“ des BAG gegen�ber
dem EuGH beklagt. Ist es nicht „vorausei-
lender Gehorsam“, wenn in diesem Zusam-
menhang f�r die Praxis hoch bedeutsame
Arbeitgeberpositionen im Voraus kampflos
ger�umt werden?

Aus dem AGG folgt nicht,
dass bei der Personalauswahl
das Alter des Bewerbers
keine Rolle mehr spielen darf
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